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Bei der Darstellung des methodischen Rüstzeugs zur 

China-Forschung hat die Untersuchung bisher drei Stadien 

durchschritten:

Zunächst ging es (in Teil 1, C.a., 1999/7, S.686-696, und 

1999/8, S. 803-811) um die Suche nach einem für die VR 

China brauchbaren makroanalytischen Methodeneinstieg. Da­

bei wurden insgesamt sieben Ansätze skizziert.

Teil 2 (C.a., 1999/9, S.921-937) widmete sich den Sub­

jekten der politischen Gestaltung, wobei Staat, Wirtschaft und 

Verbände in den Vordergrund gestellt wurden.

Teil 3 (C.a., 1999/11, S.1169-1175) ging sodann - und 

zwar immer noch auf der Suche nach den Gestaltungssubjekten 

- auf die Diskrepanzen zwischen Formal- und Realverfassung 

ein und widmete sich hierbei den informellen Elementen, wobei 

der Lichtkegel vor allem auf die danwei (mit ihrer Partikula- 

risierungstendenz) und auf das Zellen übergreifende Geflecht 

gerichtet wurde, das in zwei Hauptformen zu Tage tritt, näm­

lich als Seilschaft/Klientel und als Netzwerk.

Teil 4 der Untersuchung richtete sich sodann auf die Be­

sichtigung der Funktionselemente des politischen Systems der 

VR China. Sie steht unter der Frage, wie das Reich der Mit­

te einen wahren Weltrekord an Überlebensfähigkeit aufstellen 

konnte.

In Abschnitt I stand die Frage nach den Hauptzielen des 

politischen Systems im Mittelpunkt (C.a., 2000/3, S.287-292).

Bei den Mitteln, die der Erreichung dieser Ziele am be­

sten dienen, sollen die fünf für den jeweiligen Funktionssektor 

wichtigsten Dreiergruppen heraus gearbeitet werden. In Teil 4/1 

(C.a., 2000/3, S.292-307) wurden zunächst die drei Hauptinte­

grationsfaktoren („Erziehung statt Rechtsbindung“, „Zentralis­

mus statt föderativer Einbindung“, „Normenanalogismus statt 

Regelungspluralismus“) sowie die drei Hauptverfahrensweisen

(beim Informieren, Entscheiden und Kontrollieren) dargestellt. 

„Informations-Dualisierung“, „ewiges Gespräch“ und „Kon­

trollverinnerlichung“ wurden dabei als Hauptelemente ermit­

telt.

Im vorliegenden Abschnitt (//II) werden die drei Haupt­

gestaltungsmodalitäten, die bei der Durchführung von gene­

rellen Vorschriften und speziellen Anweisungen zum Tragen 

kommen, untersucht - in Stichworten „Steuerung von Selbst­

steuerung“, „Konsultationspermanenz“ und „Korporatismus“.

Im nächsten Heft geht es dann um die restlichen zwei Drei­

ergruppen, nämlich um die Hauptorganisationsmodalitäten und 

um die Hauptpräferenzen.

Mit Hilfe dieser insgesamt 15 „Funktionen“ hat sich das 

Hauptziel des politischen Systems, nämlich die Bestands erhal- 

tung, viele Jahrhunderte lang mit Erfolg durchhalten lassen - 

und es ist anzunehmen, dass den meisten dieser Methoden, 

die sich auch im Alltag der VR China nach wie vor bewähren, 

noch eine längere Zukunft beschieden ist.

4.2.3

Drei Hauptgestaltungsmodalitäten

Im Verlauf der bisherigen „Funktionen“-Analyse wurden 

zunächst die drei Hauptintegrationsfaktoren (Erziehung, 

Zentralisierung, Analogisierung) (Abschnit 4.2.1) und 

drei Hauptverfahrensweisen (nämlich die besonderen 

Modalitäten beim Informieren, beim Entscheiden und 

beim Kontrollieren) (Abschnitt 4.2.2) dargestellt.

Im Folgenden soll es um die besonderen Formen der 

Durchführung, also der Exekutive im strengen Sinne des 

Wortes gehen.

In den westlichen Demokratien gibt es in diesem Zu­

sammenhang den Begriff „Gesetzmäßigkeit der Verwal­

tung“, der als solcher schon signalisiert, dass sich die voll­

ziehende Staatsgewalt streng an Gesetz und Recht zu ori­

entieren hat. Der Grundsatz der Gesetzesgebundenheit 

staatlichen Verhaltens ist das Kennzeichen des neuzeit­

lichen Rechtsstaats, dessen Verwaltungshandeln sicher­

heitshalber auch noch der Kontrolle unabhängiger Ge­

richte unterliegt. Obendrein steht alles staatliche Han­

deln unter Gesetzesvorbehalt: Die Verwaltung darf in die 

Rechtssphäre des Bürgers also nur dann eingreifen, wenn 

sie hierzu durch Rechtsvorschriften ausdrücklich ermäch­

tigt wird.

In der reformerischen Diskussion wurde das Thema 

auf typisch dialektische Weise in Angriff genommen, in­

dem nämlich zwei Extreme als Ausgangspositionen in 

den Raum gestellt wurden, nämlich „Personenherrschaft“ 

(renquan [129]) und „Rechtsherrschaft“ (Jaquan [130]), wo­

bei die Reformer darauf pochten, dass die traditionelle 

Personen- durch eine moderne Rechtsherrschaft zu erset­

zen sei.

In der Praxis freilich hat sich auch hier längst ein drit­

ter Weg eingestellt, der - wieder einmal - in der Mitte 

zwischen beiden Extremen verläuft und Grobregulierung 

durch „Steuerung von Selbststeuerung“, Feinregulierung 

durch „Konsultationspermanenz“ und ständige Nachregu­

lierung durch „Korporativität“ zu erreichen versucht. Er­

neut handelt es sich hier um Gestaltungsmodalitäten, die 

sich im Laufe der Geschichte als besonders systemdienlich 

bewährt haben.
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4.2.3.1

Gestaltungsmittel Nr. 1: Steuerung von Selbst­

steuerung (Grobregulierung)

Die Staatsverfassung Chinas ist zwar zentralistisch aus­

gelegt, doch will dies keineswegs bedeuten, dass von der 

Spitze bis hinunter zu den Graswurzeleinheiten einfach 

durchgegriffen werden könnte. Ein solcher Interventionis­

mus wäre schon technisch nicht möglich, da in einem Land 

mit wahrhaft kontinentalen Ausmaßen und mit derart 

ausgeprägten regionalen Verschiedenheiten wie im Reich 

der Mitte nicht jede Angelegenheit bis ins Detail hinein le­

gislativ vorstrukturiert oder administrativ gesteuert wer­

den kann.

Im Kaiserstaat reichte die Bürokratie deshalb nur bis 

zur Kreisebene. Was darunter lag, musste den Selbstge­

staltungskräften vor Ort, vor allem den Dorfgemeinschaf­

ten, den regionalen Clans oder den örtlichen Notablen 

überlassen bleiben.

In den frühen Jahren der Volksrepublik konnte das 

Verwaltungsgebäude zwar weiter nach unten durchgehäm­

mert und die staatliche Administration noch ein Stock­

werk tiefer verlegt werden, nämlich bis hinunter zur Land­

gemeindeebene (xiangji [131]), doch blieben der lokalen 

Initiative auch jetzt noch weite Selbstgestaltungsräume, 

wenngleich im Zeitalter des Maoismus zahlreiche Versu­

che unternommen wurden, gerade auf Graswurzelebene 

immer mehr örtliche Parteiorganisationen einzupflanzen, 

deren Aufgabe es dort sein sollte, die bisherigen Freiräume 

zu verengen, um so das Gemeinwesen China bis in seine 

äußersten Nischen hinein mobilisieren und mit Kontroll­

gremien durchsetzen zu können.

Wie nicht anders zu erwarten, stieß dieses Vorgehen je­

doch auf den breiten und zähen Widerstand einer Gesell­

schaft, die kraft uralten Herkommens daran gewöhnt war, 

dass, wie es beispielsweise im vietnamesischen Sprichwort 

heißt, „das Recht des Kaisers an der Dorfhecke endet“ 

(pheb vua thua le lang).

Das Dorf hatte gegenüber dem Staat drei Pflichten zu 

erfüllen, nämlich Stabilität zu wahren, für die Einziehung 

von Steuern zu sorgen und dafür zu garantieren, dass die 

Bauern ihren „Arbeitsdienst“ ableisteten, sei es nun beim 

Bau von Kanälen, bei der Errichtung von Mauern oder bei 

sonstigen Veranstaltungen der Großinfrastruktur. Waren 

diese Aufgaben erfüllt, sollte es für den Staat prinzipiell 

keine weiteren Interventionsmöglichkeiten mehr geben!

Neben dieser Zellularisierung gab es noch eine zusätz­

liche Komponente, die das Verwaltungshandeln des Staats 

gegenüber der Basis beschränkte, nämlich die Skepsis ge­

genüber formalen und rechtlichen Regelungen. Das Recht 

reichte nur bis an die Dorfgrenzen heran, während dort, 

im Binnenbereich, gesellschaftliche Arrangements maßge­

bend sein sollten.

Zellularisierung und Ablehnung von Gleichheit vor 

dem Gesetz - diese beiden soziokulturellen Vorgaben 

schufen jenes spezifische Klima, in das nichts besser 

hineinpasste als die „Steuerung von Selbststeuerung“.

Statt soziales (oder wirtschaftliches) Verhalten direkt 

zu normieren, hatten sich Staat und Rechtsordnung in 

der Regel damit zufrieden geben, Verhandlungssysteme 

vorzustrukturieren.

Diese Methode ist keineswegs auf China beschränkt, 

sondern findet sich in jeder korporatistisch vorgeprägten

Gesellschaft, u.a. auch im modernen Deutschland, wo sich 

der Staat - z.B. bei der Regelung von Tarifangelegenhei­

ten - damit zu begnügen hat, die Rahmenbedingungen 

für Tarifparteien und -Verhandlungen vorzuschreiben, sich 

aus den Verhandlungen selbst aber strikt herauszuhal­

ten. Ähnliches geschieht gegenüber Verbraucherverbän­

den oder gegenüber der Kartellbehörde.

Was China anbelangt, so gehört die Vorstrukturierung 

von sozialen Prozessen, wie sie sich innerhalb eines Be­

triebs, einer Nachbarschaft, einer Dorfgemeinde oder ei­

nes anderen sozialen Systems abspielen, zum Erbe einer 

jahrhundertealten Tradition, die sich auch dort überall 

beobachten lässt, wo sich Chinesen in größerer Zahl auf 

ausländischem Territorium niedergelassen haben - man 

denke an die über alle Welt verteilten „Chinatowns“, in 

denen sich das Leben wie hinter hohen Mauern abzuspie­

len scheint. Auch dort endet das Recht des Heimatstaa­

tes de facto an der Chinatown-Außenkante. Was inner­

halb dieses Bereichs liegt, regelt sich nicht nach Recht 

und Gesetz, sondern nach Beziehungen, Absprachen und 

Arrangements, die zumeist von den lokalen Honoratioren 

beeinflusst und gestaltet werden.1

„Arrangements“ dieser Art hatten sich während der 

Klassenkampfperiode der VRCh (1949-1977) verflüchtigt, 

sind seit 1978/79 aber wieder legalisiert worden, wobei 

der Renormalisierungsprozess bezeichnenderweise auf den 

Dörfern einsetzte.

Dreh- und Angelpunkt der reformerischen Dorfpolitik 

war die Vorstellung, dass an die Stelle der bisherigen Sub­

ordination, d.h. der bäuerlichen Gehorsamspflicht gegen­

über dem „Ortskaiser“ nunmehr wieder die Koordination 

treten sollte, und zwar in Form des so genannten „ver­

tragsgebundenen Verantwortlichkeitssystems auf der Ba­

sis des Einzelhaushalts“ (jiating lianchan chengbao zeren- 

zhi [132]).1 2

Für den einzelnen Bauern erwies sich diese reforme­

rische Innovation als überaus befriedigend: Von jetzt an 

sollte er nicht mehr Befehle entgegennehmen müssen, son­

dern wurde, Haushalt für Haushalt, als Vertragspartner 

der neu organisierten Dorfkomitees anerkannt, die den 

einzelnen Familien Grundstücksparzellen und vielleicht 

auch Zugtiere oder Teile des Maschinenparks der frühe­

ren Volkskommune zur Verfügung stellten und dafür im 

Gegenzug bestimmte Ablieferungs- und Dienstleistungs­

verpflichtungen erwarteten. Damit waren die Grundlagen 

für flexible Einzelvereinbarungen gegeben - für „Arrange­

ments“ eben!

Aus Objekten, oder besser: aus Rädchen einer großen 

Befehlsmaschinerie, waren die Bauern jetzt also wieder zu 

Subjekten geworden, denen auf vertraglichem Weg Frei­

räume zugestanden wurden.

Freiräume dieser Art sollten freilich nicht nur den ein­

zelnen Haushalten, sondern den Gemeinden insgesamt zu­

rückgegeben - und damit Zustände wiederhergestellt - 

werden, wie sie der chinesischen Bauernwelt seit Jahr­

1 Näheres dazu unten 4.2.3.3.

2Diese Formulierung ist durch §6 des Verfassungsergänzungsge­

setzes vom 5.3.1999 auch in die Verfassung von 1982 aufgenom­

men worden und steht dort jetzt in Artikel 8. Die wörtliche Über­

setzung heißt: „Verantwortungssystem auf der Grundlage der Ver­

bindung von Produktion (und Vergütung) (innerhalb) des Famili- 

en(haushalts)“.
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hunderten vertraut gewesen waren! Immer schon hat­

te es die chinesische Gesellschaft ja trefflich verstanden, 

sich in Zellen und Nischen einzurichten. Dieses Vermächt­

nis wirkt auch in reformerischer Zeit nach und hat zur 

Verselbstständigung des Gemeindelebens, zur „Verbetrieb- 

lichung“ von Wirtschaftspolitik und zur danwei,^sierung“ 

des gesellschaftlichen Lebens im Allgemeinen geführt - 

man könnte freilich auch sagen: Zur Vernebelung und zur 

Schaffung zahlloser Grauzonen, denen Gesetzgebung und 

Verwaltung Rechnung zu tragen haben und in die sie sich 

angesichts der Gefahr heftiger Gegenreaktionen ratsamer­

weise nicht einmischen sollten.

Auf dieser wiederhergestellten Grundlage konnte sich 

eines der „ungeschriebenen Hauptgesetze“ chinesischer 

Führungskunst neu entfalten, nämlich die Steuerung von 

Selbststeuerung, die ihrerseits auf drei Konsequenzen hin­

ausläuft, nämlich (1) auf den Erlass von Gesetzen, die 

den Freiraum für „Selbstverantwortungssysteme“ festle­

gen, (2) auf die Herbeiführung von Lösungen eher durch 

Vertrag als durch Verwaltungsakte und (3) auf mög­

lichst sorgfältige Unterfütterung von Gestaltungsprozes­

sen durch persönliche Beziehungen und Netzwerke.

- Konsequenz Nr. 1: für den Gesetzgeber

Was die allgemeinen Regelungen, also den ersten Punkt 

anbelangt, so ist der Gesetzgeber gut beraten, die Gegen­

stände nicht bis ins Filigran hinein auszugestalten, son­

dern die Einzelheiten dem Selbstregelungsgeschick der be­

teiligten Personen, also der danweis, der Verbände oder 

der Subbürokratien zu überlassen. Gefragt ist m.a.W. 

nicht die direkte, sondern die indirekte Steuerung von Be­

reichen, die hier pauschal als „Freiräume“ bezeichnet sei­

en.

Wo freilich beginnen diese Freiräume und wo en­

den sie? In aller Regel beantwortet sich diese Fra­

ge weniger nach formaljuristischen als nach informell­

personalistischen Gesichtspunkten: Freiräume beginnen 

also in aller Regel dort, wo eine gesellschaftliche Grund­

einheit, z.B. ein Dorf, eine städtische Nachbarschaft oder 

eine Fabrikbelegschaft, mit ihrem eigenen Regelungsfili­

gran zur Entfaltung kommt.

Der Gesetzgeber hat dem „Verantwortlichkeitsprin­

zip“ (offiziell wird hier von „Selbstverantwortlichkeitssys­

tem“, zerenzhi, gesprochen) mittlerweile in Dutzenden 

von Regelungen dadurch Rechnung getragen, dass er 

Verhandlungs- und Vertragsprozesse lediglich rahmenhaft 

umreißt. Den einzelnen „Systemen“, seien es nun Dörfer, 

Fabriken, Kreise und vielleicht sogar Provinzen, wird hier 

ein Rahmenwerk vorgegeben, das die Gestaltungsfreiheit 

mit Hilfe einiger Tangenten nach außen hin zwar ein­

grenzt, das im Übrigen aber von der Erwartung ausgeht, 

dass die Verhältnisse innerhalb des Freiraums von den Be­

teiligten selbst festgelegt werden, wobei eher Netzwerks­

und Spiel- als Gesetzes-Regeln maßgebend sein sollen.

Es wird hier also m.a.W. ein mehr oder weniger weit­

räumiger Käfig geschmiedet, mit dessen Dimensionen sich 

der Vogel zu arrangieren hat. Was zerenzhi in der Pra­

xis bedeutet, tritt besonders markant bei der Erstel­

lung von Großinfrastrukturprojekten zu Tage. Die ein­

zelnen Verfahrensschritte (Voruntersuchungsvertrag, Pro­

jektionsvertrag, Bauentscheidung, Ausschreibung, Bau­

vertrag usw.) sind dort durch Gesetz zwingend vorge­

schrieben. Wie die Beteiligten dann allerdings auf jeder 

einzelnen Ebene konkret entscheiden, steht ausschließlich 

in ihrer Disposition, sodass hier ein fast uferloses Verhan­

deln und „Mauscheln“ möglich ist.3

Um dem Gedanken der Steuerung von Selbststeuerung 

auch terminologisch gerecht zu werden, hat der chinesi­

sche Gesetzgeber mehrere Termini entwickelt, von denen 

hier zwei besonders hervorgehoben seien, nämlich baogan 

[133] und baozheng [134],4 Bezeichnenderweise sind beide 

Termini fast unübersetzbar, da sie, um hier einen weite­

ren Lieblingsausdruck Deng Xiaopings zu verwenden, eine 

ganz „besondere chinesische Farbe“ tragen.

Baogan bezeichnet bei einem Investitionsprojekt die 

Verpflichtung des Auftragnehmers, für die Durchführung 

des Arbeitsauftrags die volle Verantwortlichkeit zu über­

nehmen,5 baozheng dagegen die Verpflichtung des Auf­

traggebers, dafür zu sorgen, dass der Auftragnehmer all 

jene Materialien und Serviceleistungen erhält, die zur 

Durchführung seiner Verpflichtung erforderlich sind.6

Sämtliche baogan- und bao zheng-Regelungen sind 

grundsätzlich durch Verträge („oder durch andere recht­

mäßige Verfahren“) festzulegen. Ratio legis dieser Bestim­

mung ist es, Zuständigkeit und Haftung jedes Beteiligten 

präzise „festzunageln“, damit nicht am Ende eventu­

ell eintretende Schäden wieder „aus dem großen Topf“ 

staatlicher Subventionen beglichen werden müssen.7

Wegen der chinesischen Eigenarten, die hier besonders 

deutlich zu Tage treten, seien beiden Begriffe auch philo­

logisch kurz erläutert:

- baogan setzt sich aus den Begriffen gan („machen, tun, 

eine Arbeit zu Ende bringen“) und bao (wörtlich: „ein­

wickeln, einpacken“, metaphorisch: „umfassen, miteinbe­

ziehen, enthalten“) zusammen. Baoban [135] heißt z.B. 

„etwas vollkommen in Eigenregie übernehmen“, baofan 

[136] ist ein Abonnementsessen und baogong [137] die 

Übernahme eines Produktionsauftrags inklusive sämtli­

cher Termine und Qualitätsgarantien. Im Begriff baogan 

schwingt also eine Doppelvorstellung mit, die sich mit 

„vertragsgebunden und in Eigenregie“ wiedergeben ließe.

- baozheng andererseits, also die Verpflichtung des 

Auftraggebers, enthält die beiden Begriffe bao („schützen, 

absichern, garantieren“) und zheng, d.h. „schriftlich unter

3Ausführlich zu diesem Thema: C.a., 1990/1, S.57, 1987/8, 

S.660ff. und 1996/4, S.378f. m.N.

4 Beispielhaft hierfür sind einige Investbauregelungen 

wie die „Versuchsweise Methode über das wirtschaftliche 

Verantwortungssystem bei der vertragsgebundenen und in Ei­

genregie erfolgenden Abwicklung von Investbauvorhaben“ vom 

3.3.1983, Guowuyuan Gongbao (fortan GB) 1983, S.281-296, sowie 

die „Bestimmungen über Verträge zur Übernahme von Bau- und 

Montagearbeiten“ vom 8.8.1983, GB 1983, S.775-780.

5§12 der „Versuchsweisen Methode“ vom 3.3.1983. Nach §12 über­

nimmt der Auftragnehmer hier die Eigenverantwortung für die Her­

stellung des Projekts, für die Einhaltung eines Zeitrahmens, für die 

Gewährleistung bestimmter Qualitätsstandards sowie für die Erstel­

lung auch der zusätzlichen Bauten und Einrichtungen, die das Funk­

tionieren der Gesamtanlage überhaupt erst möglich machen.

6Inhalt des baozheng ist bei einem Investitionsbauprojekt bei­

spielsweise die Bereitstellung der Baugelder, der benötigten Mate­

rialien, der Zulieferung von Wasser, Elektrizität und Brennmateria­

lien sowie der im Rahmen des Investbauprozesses unentbehrlichen 

Dienstleistungen, §13 der „Versuchsweisen Methode“ vom 3.3.1983.

7§6 der „Versuchsweisen Methode“ vom 3.3.1983. Baogan- 

Nehmer kann also entweder die Bauherrendanwez oder die Bauun- 

ternehmerdazzwez oder aber die führende Abteilung einer unteren 

Ebene sein. Baozheng-„Geber“ andererseits ist in der Regel eine Be­

hörde auf höherer Ebene.
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Beweis stellen, bescheinigen“. Es handelt sich hier m.a.W. 

um eine „schriftliche Gewährleistung“. Baozhengshu [138] 

ist eine Bürgschaftsurkunde, baozhengren [139] ein Ge­

währsmann. Im Alltag sagt man beispielsweise: wo xiang 

ni baozheng [140]: „ich gebe dir mein Wort darauf“.8

Kein soziales Feld, das mittlerweile nicht längst wie­

der mit öaogan-Arrangements überzogen wäre, angefan­

gen von der Industriebetriebslenkung über den Transport- 

und Energiebereich, das Raumordnungsverfahren, die 

dörfliche Selbstverwaltung bis hin zu Vereinbarungen der 

Zusammenarbeit zwischen Zivilisten und Polizeibehör­

den.9

- Konsequenz Nr. 2: für die Exekutive

Eine lange Tradition lässt vermuten, dass sich der chine­

sische Gesetzgeber, daneben aber auch die Mehrheit der 

Verwaltungsbehörden zunehmend mit der bloßen Fest­

legung von Tangenten zufrieden geben, dass die „Bao- 

gtznisierung“ also keine Eintagsfliege ist!

Auf Grund des im Jahre 1993 novellierten Art. 

6 der Verfassung bildet das (oben bereits erwähnte) 

„Verantwortlichkeitssystem auf Haushaltsbasis“, das Herz­

stück reformerischer Landwirtschaftspolitik auf den Dör­

fern.

Beim baogan und beim baozheng handelt es sich um 

korporatistische Arrangements, bei denen (Hauptmerk­

mal des Korporatismus!) stets auch der Staat die Fin­

ger mit im Spiel hat. Korporatistische Zusammenarbeit 

bedeutet permanente Bereitschaft der beteiligten Partei­

en, miteinander auf Dauerkontakt zu bleiben, alle auftau­

chenden Schwierigkeiten entweder schon ex ante in die ge­

meinsamen Planungen miteinzubeziehen oder sie ex post 

möglichst zu entschärfen und Kompromisse prinzipiell je­

der noch so gerechten einseitigen Entscheidung vorzuzie­

hen.

Statt „Einzelverantwortungen“ werden hier stets Ver- 

antwortungsbünde/ verteilt, und zwar meist durch ver­

tragliche Abmachungen.

Der Gesetzgeber hat lediglich darauf zu achten, dass 

diese Selbststeuerung durch einige wenige Tangenten auf 

legale Bahnen gelenkt, dort aber sich selbst überlassen 

wird: Steuerung von Selbststeuerung!

- Konsequenz Nr. 3: Eine abschließende Konsequenz 

der „Steuerung von Selbststeuerung“ ist die Notwendig­

keit, für „Harmonie“ in den zwischenpersonellen Beziehun­

gen zu sorgen sowie die „Konsultation in Permanenz“:10

4.2.3.2

Gestaltungsmittel Nr. 2: Konsultationspermanenz 

(Feinregulierung)

Der Ausdruck „Konsultation“ hat sich trotz seines un­

schönen Klangs, seines etwas nebeligen Inhalts und trotz 

des Karbolgeruchs, der aus frühsozialistischer Zeit an ihm 

hängengeblieben ist, so sehr als Schlüsselbegriff eingebür­

gert, dass er nicht ohne Not durch ein neues Wort ersetzt 

werden sollte, zumal er ja Aktionen abdeckt, die sich in 

8In diesem Zusammenhang gehört auch der gerade im frühen Re­

formzeitalter so zentral gewordene Begriff baochan daohu, mit dem 

die Festlegung der Produktionsquoten auf den einzelnen Haushalt 

markiert wurde, nachdem vorher Adressat immer nur die Volks­

kommune, die Produktionsbrigade oder aber die Produktionsmann­

schaft als Ganze gewesen war.

9Dazu C.a., 1990/1, S.58-63 m.N.

10Dazu Näheres unten 4.2.3.2 und 4.2.3.3.

einer besonderen „konsultativen“ Welt, d.h. in informellen 

Zirkeln und in rauchverhangenen Hinterstuben abspielen, 

wobei Wechselseitigkeit, „do ut des“, „Mauscheleien“ und 

„Kuhhändel“ (taojia huangjia [141]) zum Einmaleins ge­

hören.

Bezeichnenderweise war es die „Politische Konsulta­

tivkonferenz des Chinesischen Volkes“ (Zhongguo renmin 

zhengzhi xieshang huiyi [142]), die noch zwei Tage vor 

Ausrufung der Volksrepublik, nämlich am 29.9.1949, die 

konstitutionellen Grundlagen für das künftige Staatswe­

sen legte, und zwar in Form des „Gemeinsamen Pro­

gramms“. Außerdem dekretierte sie Beijing zur Haupt­

stadt, die fünffach gesternte Rote Fahne zur National­

flagge und das Marschlied der Volksfreiwilligen zur Na­

tionalhymne, wählte die führenden Staatsrepräsentanten 

und beschloss die Errichtung von Konsultativgremien in 

den Regionen. Die „Konsultativkonferenz“ war damals die 

Dachorganisation der „Volksdemokratischen Einheit“, in 

der 510 Abgeordnete nicht weniger als 45 Einheiten (da­

runter 14 politische Parteien, 6 VBA-Gruppierungen, 9 

geographische Regionen und 14 Massenorganisationen) 

vertraten. Die Konsultativkonferenz blieb bezeichnender­

weise auch nach Erlass der ersten regulären Verfassung, 

also über das Jahr 1954 hinaus, bestehen, und zwar vor 

allem als Sammelbecken der Acht (Satelliten)-Parteien.

„Konsultiert“ wird aber nicht nur auf höchster politi­

scher Ebene, sondern mehr noch im Alltag von Behör­

den, von Betrieben oder von Nachbarschaftsorganisatio­

nen. Ständig kommt es, wie oben bereits erwähnt, zu „Be­

sprechungen“ (kaihui), zu „Arbeitskonferenzen“ (gongzuo- 

hui), zu „Kopf-Zusammenstoß-Konferenzen“ (jgengtouhui) 

und zu „Foren“ aller Art, in denen Abgleichungen vorge­

nommen werden. Kaihui und xie [143] - oder xietiao [144] 

(„Abgleichen“) - sind die eigentlichen Schlüsselbegriffe für 

jenes konsultative Klima geworden, in dem die gegensätz­

lichen Standpunkte ausgeglichen und harmonisiert wer­

den, wobei sich bisweilen ein veritables xieshangre [145], 

d.h. „Verhandlungsfieber“ entfaltet. „Berge von Dokumen­

ten und ganze Meere von Sitzungen“ (wen shan hui hai 

[146]) sind die Folge dieser ständigen „politischen Konsul­

tation“ (zhengxie [147]). Wie sich dies in der Praxis aus­

wirkt, hat die Klage von Mitgliedern aus dem Organisati­

onsbüro des Kreises Baoding (Provinz Hebei) vom August 

1987 anschaulich verdeutlicht: Am 13. August nahmen 

die Sitzungen des Ständigen Ausschusses 4 1/2 Stunden 

und die Dokumentenarbeit 3 Stunden 20 Minuten in An­

spruch. Am 14. August lautete dieses Verhältnis 10 1/2 

Stunden: 1 Stunde 10 Minuten, am 15. August 9 Stunden: 

45 Minuten, am 16. August (Beratung über Familienpla­

nungsfragen) 13 1/2 Stunden: 1 Stunde 20 Minuten und 

am 18. August 4 Stunden: 1 Stunde. Im Durchschnitt fra­

ßen (auch an anderen Tagen) Sitzungen und Dokumen­

tennacharbeit pro Tag rund 6 Stunden, also 75% der for­

mellen Arbeitszeit, auf! Wann sollte da noch Zeit für die 

übrige Arbeit bleiben!?11

Shang [148] und xie sind die beiden Zentraltermini, um 

die herum sich, in diesem Zusammenhang, eine Fülle von 

Unterbegriffen entfaltet haben. Shang besitzt einen eher 

kommerziellen, xie dagegen einen eher versöhnlichen Bei­

geschmack. Jinshang [149] heißt „Handel treiben“, shang- 

11 Jingji Ribao, 2.9.87.
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ren [150] ist der „Händler“ und jianshang [151] der „Speku­

lant“. Aus dem „Urwort“ shang heraus haben sich Begrif­

fe gebildet wie shangding [152] (vereinbaren, Übereinkom­

men), shangliang [153] (beraten, diskutieren, „ausbaldo­

wern“), shangqia [154], shangque [155] und shangtan [156] 

(sich mit jemanden besprechen), shangtao [157] („Meinun­

gen austauschen“), shangyi [158] (mit jemandem konferie­

ren) und shangzhuo [159] („besprechen und sich die Sache 

durch den Kopf gehen lassen“).

Das Stammwort xie [160] zeigt die Elemente „zehn“ 

und dreimal „Kraft“. Grundbedeutung ist also „mit verein­

ten Kräften“ und „gemeinsam etwas voranbringen“. Xie- 

shang [161] bedeutet demnach „konsultieren“ (und zwar 

nach dem Prinzip der Einmütigkeit), xietiao [162] so viel 

wie „koordinieren“ und „aufeinander abstimmen“, xietong 

[163] „Zusammenwirken“, xieyi [164] „einig werden“ und 

xiezuo [165] so viel wie „koordinieren“ und „kooperieren“.

Zu den chinesischen Lieblingsgewohnheiten gehört es, 

nicht etwa zu „spuren“, sondern stattdessen zu „feilschen“. 

Man hasst Befehle und liebt das Mauscheln - ob im Pri­

vatleben oder aber in den bürokratischen Subsystemen, 

wo alles und jedes „fehlerfrei“ zurechtmanipuliert und ad 

hoc neu inszeniert wird: Ein Verhalten, das entweder als 

gestalterisch oder aber als korruptiv, auf keinen Fall aber 

als besonders gesetzestreu bezeichnet werden kann.

Freiräume wollen aber nicht nur bei der Legislative, 

sondern auch der Administrative beachtet sein - und dies 

vor allem nach den traumatischen Erfahrungen mit dem 

„Kommandismus“ und den permanenten Einmischungs­

versuchen des Parteiapparats, die der Durchschnittschi­

nese im Zeitalter Mao Zedongs hat sammeln müssen. Die 

Reformer mussten dieser Sehnsucht nach kommunikativer 

Renormalisierung Rechnung tragen und sorgten dann in 

der Tat auch in aller Konsequenz dafür, dass Befehle und 

Anweisungen von oben möglichst vermieden und durch 

Arrangements ersetzt wurden.

Eines der stärksten Signale, die bereits am Vorabend 

der Reformen ausgesandt wurden und die seinerzeit auch 

in der westlichen Chinabeobachtung aufmerksam regis­

triert wurden, war ein Leitartikel in der Renmin Ribao, 

der aus der Feder des damaligen Präsidenten der Aka­

demie der Sozialwissenschaften, Hu Qiaomu, stammte.12 

Hu forderte in diesem vielbeachteten und vieldiskutier­

ten Artikel, dass das Befehlssystem durch ein Vertragssys­

tem abgelöst werden solle - wörtlich: „Das Vertragssystem 

kann nicht nur zwischen Einzelbetrieben, sondern auch 

zwischen Staat und Betrieben und sogar zwischen zen­

tralen und örtlichen Behörden verschiedener Ebenen und 

zwischen einem Betrieb und seiner Belegschaft Anwen­

dung finden.“ Der Subordinationsmechanismus, wie er vor 

allem in den „vier Unterordnungen“ Lenins seinen klassi­

schen Ausdruck gefunden hatte,13 sollte jetzt also tenden­

ziell durch ein koordinatives Verhandlungssystem ersetzt 

- und damit das alte Konsultationsprinzip neu belebt - 

werden.

Der zu Maos Zeiten notorische Kader- 

Interventionismus wurde jetzt also nach und nach wieder

12RMRB, 6.10.78.

13 Unterordnung des einzelnen Parteimitgliedes unter die gesam­

te Partei, der Minderheit unter die Mehrheit, der Parteiorgane des 

unteren Spektrums unter die höheren Ebenen und sämtlicher Par­

teiorgane und -mitglieder unter die Parteizentrale.
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durch Konsultationen zwischen Kadern und Einheiten 

ersetzt.

4.2.3.3

Gestaltungsmittel Nr. 3: Korporatismus (Nachre­

gulierung als Daueraufgabe)

Angesichts der weiten geografischen Dimensionen des 

Landes und angesichts der hohen Einwohnerzahl konn­

te China noch nie bis ins Detail hinein regiert, sondern 

musste „flächig“ verwaltet werden. So kam - und kommt 

- es auch, dass die Verwaltung selten in gesellschaftliche 

Einheiten wie Dörfer oder Nachbarschaften hineinregiert, 

sondern dass sie stattdessen lieber mit den dortigen gesell­

schaftlichen Organisationen zusammenarbeitet, ihnen al­

so nolens volens längst Eigenständigkeit zugestanden hat.

Besonders deutlich lässt sich dieses mediative Verhal­

ten anhand des Dorfs im alten China sowie anhand der 

Chinatowns außerhalb Chinas nach vollziehen:

- Das traditionelle Dorf mit seinen durchschnittlich 

rund 2.000 bis 4.000 Einwohnern konnte vor allem des­

halb ein in sich geschlossener Kosmos bleiben, weil die 

staatliche Verwaltung im kaiserlichen China nur bis zur 

Kreisebene reichte. Unterhalb dieser administrativen Li­

nie gab es keine staatlichen Organe mehr, sodass der 

Kreismagistrat hier ganz auf die Mithilfe der lokalen Nota­

blen angewiesen war - jener tonangebenden Gesellschafts­

schicht also, die in der westlichen Terminologie als „Gen­

try“ bekannt geworden ist, weil dieser Begriff phonetisch 

so ähnlich klingt wie der entsprechende chinesische Ter­

minus shenshi [166], der sich seinerseits aus drei Schreib­

elementen zusammensetzt, nämlich „(in) Seide (auftreten­

der) (und) nach oben korrespondierender (sheri) Meister 

(shi)“. Schon diese grafischen Elemente zeigen, dass es sich 

hier um eine Schicht handelte, die sich als Bindeglied zwi­

schen Bevölkerung und Bürokratie verstand und die, aufs 

Ganze gesehen, wohl zu Recht als die dauerhafteste und 

erfolgreichste Oberschicht gelten darf, die es je in der Ge­

schichte gegeben hat.

So überragend war ihre Stellung im Kaiserreich, dass 

bei dem Versuch, das Wesen - besser: das Hauptmerk­

mal - der traditionellen Gesellschaft herauszufinden, ne­

ben der „hydraulischen“ besonders die „Gentry“-Theorie 

in den Vordergrund getreten ist: Die Gentry habe mit 

ihrer Bildung, ihrem Einkommen und mit ihrem politi­

schen Einfluss, nicht zuletzt aber auch mit ihrem Lebens­

stil, die Gesellschaft und die Politik Chinas maßgebend 

mitgeprägt und sei überdies der authentische Träger der 

konfuzianischen Tradition gewesen. Die enge Verbindung 

der Gentry mit der konfuzianischen Lehre hatte sich ge­

schichtlich hauptsächlich dadurch ergeben, dass es vor al­

lem die Kinder der ländlichen Notablen gewesen waren, 

die das Internat des Konfuzius in Qufu besucht hatten 

und die gerade deshalb unter den Verfolgungen der lega­

listischen Qin-Dynastie besonders hatten leiden müssen. 

Da dem Qin-Reich nur die kurze Lebensdauer von gerade 

einmal 15 Jahren beschieden war (221-206 v. Chr.), hatten 

die meisten Gentry-Anhänger die Verfolgungen überleben 

können.

Mit dem Beginn der dem Konfuzianismus wohlge­

sonnenen Han-Dynastie waren die Mitglieder der Qufu- 

Schule fast automatisch in die dreifache Position einer 

politischen, einer wirtschaftlichen und einer Werte bewah­
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renden Elite hineingewachsen.14 15 Als politische Ratgeber 

wurden sie zu den wichtigsten Helfern der kaiserlichen 

Magistratsverwaltung. Die Gentry begleitete und unter­

stützte, behinderte manchmal aber auch, die Arbeit des 

Magistrats, berief Gentry-Konferenzen ein und nahm dem 

Yamen, d.h. dem örtlichen Verwaltungshof, den Löwen­

anteil der Kleinarbeit ab, schlichtete Streitigkeiten, über­

nahm die Patenschaft für Sozialeinrichtungen und sam­

melte Fondmittel. So handfest waren die Mitwirkungs­

möglichkeiten der Gentry, dass schon bald von einem re­

gelrechten Duopol der lokalen Entscheidungsbildung ge­

sprochen werden konnte. Da die kaiserlichen Beamten in­

folge des bürokratischen Rotationsverfahrens häufig aus­

gewechselt werden mussten, während die Gentry unverän­

dert an ihrem Stammsitz ausharrte, geriet der Magistrat 

nicht selten in die schwächere Position, zumal die shenshi 

i.d.R. auch die Grundbesitzer- sowie die örtliche Haupt­

unternehmerschaft repräsentierten - gar nicht zu reden 

von ihrer Rolle als Hauptverfechter der konfuzianischen 

Werteordnung, für die sich die Gentry vor allem durch 

den Betrieb von Schulen, durch die Pflege des Klassiker­

kults in den örtlichen Schreinen, durch die Veröffentli­

chung lokaler Zeitungen, durch moralische Ermahnungen 

an die Bauernbevölkerung (sog. xiang yue [167])10 und 

durch die Pflege sowie durch das Studium konfuzianischer 

Texte und heiliger Bücher, engagierte.

Zwar sind die „Grundbesitzerklasse“ (dizhu jieji [168]) 

sowie das „Reiche Bauerntum“ - und mit ihnen die Re­

ste der alten Gentryschicht - im Zuge der maoistischen 

Bodenreform liquidiert worden; eine Zeit lang versuchte 

Beijing daraufhin, das Dorfregime durch Genossenschafts­

und Volkskommunekader zu ersetzen und Verwaltungs­

akte direkt im Dorf, also in einem Bereich zu exekutie­

ren, der seit Menschengedenken frei von jeder staatlichen 

Administration - und direkter Bevormundung - gewesen 

war.

Mit dem Ende der ländlichen Zwangsgenossenschaften 

haben sich jedoch viele der schnell aus dem Boden ge­

stampften Partei- und Verwaltungsausschüsse wieder ver­

abschiedet - mit der Folge, dass reich gewordene homi- 

nes novi, ja sogar Clan-Vertreter in die alten Gentry- 

Positionen eingerückt sind und dort als eine Art Neo- 

Gentry aufzutreten versuchen.

Aber auch dann, wenn die Dorfkader auf ihren Posi­

tionen verbleiben konnten, haben sie ihren einstigen Ver­

waltungsstil längst geändert, insofern sie jetzt nicht mehr 

als „Kleine Kaiser“ und als Vertreter eines von oben nach 

unten durchgehenden Befehlssystems auftreten, sondern 

sich zu Schaltstellen zwischen Dorfbevölkerung und Au­

ßenwelt entwickelt haben.

Die shenshi als grundbesitzende „Klasse an sich“ und 

als wertebewusste „Klasse für sich“ haben also zwar längst 

zu existieren aufgehört, doch sind inzwischen andere ge­

sellschaftliche Elemente an ihre Stelle getreten, die ähn­

liche Funktionen ausüben wie die einstigen Notablen 

und die sich vor allem als Verfechter dörflicher Quasi- 

Autonomie zu bewähren versuchen.

14Dazu im Einzelnen C.a., 1992/12, S.896-902.

15 Der „Dorf-Vertrag“ war eine Art Contrat social zwischen Dorf­

bevölkerung und Obrigkeit zur beiderseitigen Erfüllung konfuziani­

scher Traditionsverpflichtungen.

- Das zweite Beispiel, das die Fähigkeit der chi­

nesischen Gesellschaft illustriert, auch ohne Staat zu­

rechtzukommen, ja manchmal sogar gegen die staatli­

che Ordnung zu wirken, liefern die Gemeinden der hua- 

ren[ 169]/Auslandschinesen in weiten Teilen Südostasiens, 

aber auch die Chinatowns in der westlichen Welt, vor al­

lem in Nordamerika.

Wie einst das Recht des Kaisers an der Dorfhecke 

zu enden pflegte, so endet das Recht der Gastländer - 

bildlich gesprochen - vielfach noch an der „Chinatown- 

Außenkante“.

So weit es sich hier um Chinatowns in westlichen De­

mokratien handelt, taucht, wenn meist auch unterschwel­

lig, ein grundlegender Konflikt, ja ein Antagonismus zwi­

schen zwei grundverschiedenen Organisationsweisen auf: 

Nach westlichem Verständnis gilt staatliches Recht aus­

nahmslos bis in die letzten Winkel der Gesellschaft hinein: 

Jedermann ist ja vor dem Gesetz gleich!

In der chinesischen Denkweise hingegen endet das 

Recht vor den Toren einer wie immer geschlossenen Ge­

sellschaft, also auch vor der Chinatown, die deshalb in ih­

ren Mauern meist nicht gesetzlichen, sondern gesellschaft­

lich gewachsenen und im örtlichen Gewohnheitsrecht ver­

ankerten Lebensregeln folgt, wobei - wieder einmal - der 

Personalismus, die Beziehungsphilosophie und der Kreis 

der von der Gemeinde betrauten Honoratioren maßge­

bend sind.

Während nach westlicher Vorstellung jedermann vor 

dem Gesetz gleich ist und das Gesetz unter keinen Um­

ständen am „Chinatown-Rand“ enden darf, geht das chi­

nesische Ordnungsverständnis vom Primat der Selbst­

steuerungsmechanismen aus, die sich in einem tendenziell 

„rechtsfrei“ gedachten Raum entfalten, wobei das Persön­

liche (nämlich das Arrangement) Vorfahrt vor dem Sach­

lichen (nämlich dem Recht) hat.

Innerhalb der Chinatown kann es deshalb durchaus zu 

Verstößen gegen das Recht des Gastlandes kommen, sei 

es, dass Mindestlohnrichtlinien unterschritten, dass Kin­

derarbeit praktiziert, dass Drogen gehandelt und Opium 

geraucht, oder sei es, dass Bandenkriege zwischen rivali­

sierenden Gruppen ausgefochten werden, an denen da und 

dort auch Geheimgesellschaften mitbeteiligt sind.

Normalerweise verschließen die Behörden des Gastlan­

des vor solchen Gesetzes verstoßen die Augen. Man lässt 

die Chinatowns nach ihren eigenen Regeln selig werden, 

ob nun in amerikanischen, kanadischen oder französischen 

Städten (13. Arrondissement in Paris!). Immerhin liegt ja 

kaum ein Bewohner von Chinatown dem Staat und sei­

nen strapazierten Sozialhaushalten auf der Tasche. Viel­

mehr zahlen die Mitglieder dieser gesellschaftlichen Ni­

sche regelmäßig ihre Steuern, verursachen nach außen 

hin kaum Sicherheitsprobleme und sind da und dort so­

gar philanthropisch tätig, indem sie z.B. einen Lehrstuhl 

an der städtischen Universität subventionieren, sich am 

Unterhalt von Krankenhäusern beteiligen und Feste aus­

richteten. Auch sind die meisten Gastgeber-Behörden da­

von überzeugt, dass der normale Chinatownbewohner aus­

schließlich zu dem einen Zweck gekommen ist, um wohl­

habend zu werden und nicht um die dortige Gesellschaft 

zu untergraben oder sie gar zu verändern. Man weiß sich 

also wohl beraten, wenn man sich in die inneren Ange­

legenheiten der hart arbeitenden China-Kommunen nicht 
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einmischt, sondern sie ihrem eigenen Regelwerk überlässt.

In Ausnahmefällen kann es aber dann doch zu harten 

Auseinandersetzungen kommen, wenn nämlich Gesetzes­

verstöße eine gewisse Toleranzschwelle überschreiten. Die 

„Unvereinbarkeit“ zwischen westlichem und chinesischem 

Organisations- und Rechtsverständnis kommt dann voll 

ins Scheinwerferlicht!

Für die vorliegende Betrachtung lässt dieses Bei­

spiel erneut den zumindest de facto hohen Selbststän­

digkeitsgrad einer sozialen Einheit deutlich werden, die 

ja, wie bereits ausgeführt, als danwei auftritt.

Die beiden oben angeführten Fälle der Dorf- und der 

Chinatown-„Autonomie“ sollten gezeigt haben, dass über­

geordnete Behörden, nicht zuletzt aber der Gesetzgeber, 

gut beraten sind, wenn sie sich davor hüten, in die gesell­

schaftlichen Zellen zu intervenieren. Wer dieses „Grund­

gesetz“ missachtet, hat mit nervöser Gegenwehr zu rech­

nen, die sich auf die Dauer nicht unterdrücken lässt, weil 

sie auf einer „Tradition gelebter Selbstverständlichkeiten“ 

beruht und weil jede Verletzung dieser „Normalität“ bei 

den Betroffenen Empörung und Widerstandsbereitschaft 

auslöst.

Hierfür zwei Beispiele: das eine aus (dem konfuziani­

schen und mandarinär regierten) Vietnam, das andere aus 

dem maoistischen China:

- Verblüfft hatten die französischen Kolonialherren im 

19. Jahrhundert feststellen müssen, dass die vietnamesi­

schen Dörfer äußerst gereizt auf Anordnungen reagierten, 

mit denen die Dorfautonomie berührt worden wäre. Mit 

der Verletzung dieses Tabus hatten die Kolonialherren - 

offensichtlich in Unkenntnis der Denk- und Verhaltenswei­

sen vietnamesischer Bauern - eine Schwelle überschritten, 

die vom vietnamesischen Mandarinat seit Jahrhunderten 

sorgfältig respektiert worden war - und deren Missach­

tung durch die Franzosen die Alarmsirenen jetzt umso 

schriller aufheulen ließ!

- Mangelndes Fingerspitzengefühl für Observanzen 

altehrwürdiger Art haben aber nicht nur Ausländer an 

den Tag gelegt, sondern bisweilen auch Einheimische: So 

z.B. die Maoisten, die in den 50er und 60er Jahren dazu 

übergegangen waren, das chinesische Dorf im Besonderen 

und die danwei im Allgemeinen mit Parteigrundorgani­

sationen zu überziehen und in das bisher quasiautonome 

Innenleben dieser Grundorganisationen mit Befehlen ein­

zudringen, die nicht selten im Kasernenhof erfolgten. Der 

„Kommandismus“, der hier Einzug hielt, hatte mit der 

Bodenreform vom Juni 1950 begonnen und sich dann in 

den Genossenschafts- und Volkskommunebewegungen der 

späten 50er Jahre zunehmend verschärft. Aus der Sicht 

des Durchschnittsbauern schien damals alles auf den Kopf 

gestellt zu werden, sei es, dass die alten Dörfer aufgelöst 

und durch neue Großkommunen ersetzt wurden, sei es, 

dass die Bauern zur Teilnahme an Großinfrastrukturbau­

ten ohne Löhnung herangezogen, oder sei es, dass das All­

tagsleben kollektiviert, die „Privatparzellen“ verboten und 

die Bauern (unter der Parole: „Jedermann ein Soldat“) ge­

zwungen wurden, Milizdienste zu leisten.

Der millionenfache Widerstand, der dieser Politik 

schon bald entgegenschlug, war so überwältigend, dass die 

„Roten Banner“ des „Großen Sprungs nach vorn“ und der 

„Volkskommune“ bereits sieben Monate nach Beginn der 

damaligen Großkampagnen wieder heruntergelassen wer­

den mussten. Als die Reformer im Dezember 1978 an die 

Macht gelangten, wussten sie, was sie den Bauern schuldig 

waren und leiteten deshalb bereits 1979 eine neue Land­

wirtschaftspolitik ein - die erste der von ihnen angekün­

digten „Vier Modernisierungen“!

Damit begannen auch die Chancen für eine Renais­

sance jenes Korporatismus neu zu steigen, der während 

der Mao Zedong-Jahre weit ins Hintertreffen geraten war. 

Durchgesetzt hatten sich damals ja planwirtschaftliche 

Methoden stalinistischer Provenienz, die dem „Kapital“ 

als zweiter und der „Arbeit“ (eigenständige Gewerkschaf­

ten!) als dritter Kraft keinerlei Autonomierechte einräu­

men wollten. Alles und jedes sollte möglichst „von oben 

her“ geplant und überwacht werden, wobei die Wirt­

schaftsbetriebe, vor allem die damals schon bestehenden 

Konzerne, lediglich Anhängsel der Ministerien zu sein hat­

ten.

Es waren die Reformer, die hier für einen fun­

damentalen Wechsel sorgten, indem sie (1) 1980 das 

Verantwortlichkeitssystem einführten16 und (2) im Jahre 

1984 den Betrieben Autonomierechte einräumten.17 Drit­

ter Schritt (3) in diesem Entwicklungsprozess war die Zu­

lassung von Kapitalgesellschaften, nämlich von GmbHs 

und von Aktiengesellschaften durch das Gesellschaftsge­

setz vom 29.12.1993.18

Vor allem mit der Legalisierung von Kapitalgesell­

schaften wurde die alte maoistische Eigentumsordnung 

endgültig zu Grabe getragen. War in Art. 7 der Verfas­

sung von 1982 noch von guoying jingji [170] („staatlicher 

Wirtschaft“) die Rede gewesen, so führte die Neufassung 

von 1993 den Terminus guoyou [171] (wörtlich: „staatsei­

gen“) ein: Nicht mehr von staatlich gelenkter, sondern von 

staatseigener Wirtschaft war jetzt also die Rede! Der VIII. 

Parteikongress, der diesen terminologischen Kurswechsel 

beschlossen hatte, wusste Recht wohl, dass es hier keines­

wegs nur um eine terminologische Beiläufigkeit, sondern 

um einen Wandel des Eigentumssystems an Haupt und 

Gliedern ging.

Mit der Verselbstständigung der Unternehmen (und 

teilweise auch der Arbeiterschaft) stellte sich dann schnell 

jene dreipolige Grundstruktur ein, die die Vorausset­

zung für korporatistische Verhaltensweisen ist. Obwohl 

die Staatsbetriebe nach wie vor in Volkseigentum stan­

den, hatte sich ihr Management inzwischen doch so weit 

emanzipiert, dass es der staatlichen Bürokratie als selbst­

ständige Kraft gegenübertreten konnte.

Kapital, Arbeit und Bürokratie - diese drei Haupt­

kräfte wirtschaftspolitischen Wirkens, die sich bereits in 

anderen metakonfuzianischen Staaten wie Japan (MITI!), 

Taiwan, Südkorea oder Singapur so wachstumseffizient er­

gänzt hatten, konnten nun also auch in der VR China 

gestalterisch tätig werden und, wie der Ausdruck „Korpo-

16ZK-Beschluss vom 7.11.1980, abgedruckt in Faxue Yanjiu, März 

1981, S.111-118.

17Gleichzeitig wurden Bestimmungen zur Verpachtung von 

Staatsbetrieben an Privatpersonen, ferner Bestimmungen über den 

sozialistischen Wettbewerb und 1986 gar eine Konkursordnung er­

lassen. 1981 und 1987/88 erhielten zwei Kategorien von Privatbe­

trieben grünes Licht, nämlich die „Einzelwirtschaftsbetriebe“ (Ver­

ordnung vom 7.7.1981), die nur sieben Fremdbeschäftigte anstellen 

durften, und die „Privatunternehmen“, siying qiye, die mehr als sie­

ben Personen anstellen durften.

18 Gongbao, 1993, S.1414-1451.
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ratismus“ besagt, „einen (gemeinsamen) Körper bilden“. 

Dies geschieht dadurch, dass die Mitglieder der drei Sei­

ten nicht nur ihre jeweils eigenen Interessen durchzu­

drücken versuchen (dies wäre un-korporatistisches „Lob­

bying“), sondern dass sie sich bemühen, den Interessen 

auch der beiden anderen Beteiligten Rechnung zu tragen 

und sie gegenüber ihren eigenen Mitgliedern zu vertreten. 

Korporatistische Gremien können entweder formell insti­

tutionalisiert sein (wie z.B. das österreichische „Zentrum 

der paritätischen Kommission für Lohn- und Preisfragen“) 

oder, wie es in der VR China der Fall ist, zur - informellen 

- Alltagsrealität werden.

Der Autor hat den Begriff Korporatismus („Korpora- 

tivität“) erstmals 1985 zur Diskussion gestellt.19

Mit dem wiedergewonnenen Korporatismus erlangte 

China zahlreiche Vorteile, muss aber auch einige Risiken 

mit in Kauf nehmen:

Die Vorteile liegen auf der Hand, vor allem im Zei­

chen des Modernisierungswettlaufs und des Außenhan­

dels. Hier haben vor allem Japan und die „Vier Kleinen 

Tiger“ der VRCh so überzeugendes Anschauungsmateri­

al geliefert, dass Beijing nicht zögern dürfte, einen Groß­

teil des angenommenen Vermächtnisses zu übernehmen, 

auch wenn die Asienkrise von 1997 gezeigt hat, dass zu 

viel Korporatismus blind machen und zur Missachtung 

der Marktgesetze führen kann.

Freilich gibt es auch Nachteile zum Schaden der eige­

nen Gesellschaft. Dieser tritt besonders dann ein, wenn die 

durch Neuentwicklungen entstandenen Lasten allzu hastig 

umverlagert werden, und zwar in aller Regel auf drei „Ne­

benbereiche“, von denen erfahrungsgemäß weniger Wider­

stand auszugehen pflegt, nämlich sozial auf Randgruppen, 

wirtschaftlich auf die Umwelt und perspektivisch auf die 

Zukunft. Eine Gesellschaft, die hier - im Interesse mo­

mentaner wirtschaftlicher Wachstumserfolge - einmal zu 

sündigen begonnen hat, wird die Geister, die sie rief, nur 

schwer wieder los. Vor allem Japan liefert hierfür raben­

schwarzes Anschauungsmaterial: Dort waren die Lasten 

für das phänomenale Wachstum der 70er und 80er Jahre 

vor allem den Klein- und Mittelbetrieben, der Infrastruk­

tur sowie der Umwelt aufgebürdet worden: Die miserablen 

Wohnungen, die schlechten Straßen und die jahrzehnte­

lange Umweltbelastung waren typische Erscheinungsfor­

men einer solchen „Externalisierung“ von Kosten, die ei­

gentlich internalisiert, d.h. stärker mit den durch die Neu­

entwicklungen erzielten Gewinnen hätten beglichen wer­

den müssen.

(Die chinesischen Schriftzeichen werden am Ende des Teils 

4 dieser Serie abgedruckt.)

19C.a., 1985/5, S.315.




